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Der Humanitäre Weltgipfel war ein wichtiger Schritt, 
um hilfsbedürftige Menschen in Krisengebieten, Krie-
gen und in Katastrophen besser zu unterstützen. Das 
internationale System der humanitären Hilfe hat sich 
in den letzten Jahren parallel zu den steigenden An-
forderungen deutlich professionalisiert. Daher war es 
wichtig, dass viele humanitäre Akteure am 23. und  
24. Mai 2016 in Istanbul zusammengekommen sind, 
um gemeinsam zu identifizieren, wie das humanitäre 
System auch zukünftig auf den immer weiter wach-
senden humanitären Bedarf reagieren kann. Im Fokus 
müssen dabei die betroffenen Menschen selbst ste-
hen: Es gab auf dem Gipfel einen breiten Konsens, 
dass lokale Organisationen und Akteure gestärkt wer-
den müssen – schon im Vorfeld von Krisen. Empfänger 
von Hilfsmaßnahmen müssen deutlich stärker einge-
bunden werden, wenn es darum geht, Prioritäten und 
Modalitäten festzulegen. Sie selbst wissen am bes-
ten, was sie brauchen, und wollen ihre eigenen Fähig-
keiten und Kenntnisse einbringen. 

Mit großer Sorge sehen wir, dass humanitäre Hel-
ferinnen und Helfer immer häufiger selbst Opfer von 
Gewalt werden. Wenn Konfliktparteien Helferinnen und 
Helfern den Zugang zu den betroffenen Menschen 
verweigern und wenn humanitäre Einrichtungen oder 
Hilfstransporte sogar angegriffen werden, werden zen-
trale Normen des internationalen humanitären Völ-
kerrechts und die humanitären Prinzipien der Mensch-
lichkeit, Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und Neutra- 
lität verletzt. Die Bundesregierung hat sich erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass der Weltgipfel die humanitären 
Prinzipien als Voraussetzung der humanitären Hilfe 
erneut klar bestätigte. Letztlich ist die Anerkennung 
dieser Prinzipien der beste Schutz von humanitären 
Helferinnen und Helfern in Krisen- oder Konfliktsitu-
ationen. Sie ermöglichen den Zugang zu betroffenen 
Menschen und gewährleisten, dass die Hilfeleistung 
entsprechend des Bedarfs und nicht nach politischen 
Prioritäten geleistet wird.

UN-Generalsekretär Ban Ki-moon hat im Vorfeld des 
Gipfels in der ›Agenda für die Menschlichkeit‹ (Agen-
da for Humanity) deutlich gemacht, dass es in erster 
Linie politische Lösungen für Konflikte braucht, um die 
Situation von Menschen in Krisen und Konflikten zu 
verbessern. Dies kann nicht die Aufgabe der humani-
tären Hilfe sein. Hier sind in erster Linie Maßnahmen 
der Krisenprävention, Stabilisierung und Entwicklung 
gefordert, um, wo dies politisch möglich ist, betroffe-
ne Staaten besser und gezielter bei der Krisenvorsorge 
und -bewältigung zu unterstützen. Die Bundesregie-
rung forderte auf dem Gipfel ein besseres Zusammen-

wirken verschiedener Hilfsinstrumente: alle Akteure, 
die in humanitären Kontexten aktiv sind, müssen stär-
ker zusammenarbeiten und Synergien besser zur Gel-
tung bringen. Unter Wahrung der Neutralität der hu-
manitären Hilfe bedeutet dies, insbesondere bei der 
Analyse von Situationen und Risiken enger zusammen-
zuarbeiten und komplementäre Hilfsprogramme zu ge-
stalten. Gleichzeitig muss die humanitäre Hilfe auch 
zukünftig in der Lage sein, die Menschen zu unterstützen, 
die besonders schutzbedürftig und von nationalen Hilfs-
programmen ausgeschlossen sind. Dasselbe gilt für Län-
der, in denen ein Engagement nicht-humanitärer Ak-
teure politisch nicht möglich ist. 

Daher bedurfte es während des Gipfels einer klare-
ren humanitären Fokussierung, um das humanitäre 
System für zukünftige Herausforderungen sinnvoll zu 
stärken und anzupassen. Dafür hat sich die Bundesre-
gierung im Vorfeld des Gipfels erfolgreich eingesetzt. 
Der von der Bundesregierung mitverhandelte soge-
nannte ›Grand Bargain‹ zwischen den größten huma-
nitären Organisationen der Vereinten Nationen, der 
Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung, humanitären 
nichtstaatlichen Organisationen und den größten hu-
manitären Gebern soll das System der humanitären 
Hilfe effizienter, schneller, unbürokratischer und reak
tionsfähiger machen. Er wird einen wichtigen Beitrag 
zur Stärkung der humanitären Hilfe leisten und das 
humanitäre System auf die wachsenden Herausfor-
derungen vorbereiten.  

Ein Konsens zur Stärkung des humanitären Sys-
tems war wichtig. Jetzt geht es darum, die Selbstver-
pflichtungen der Bundesregierung weiter umzuset-
zen und auf die Staaten und Akteure zuzugehen, die 
nicht an dem Gipfel teilgenommen haben. Wir müs-
sen gemeinsam Möglichkeiten erörtern, wie sich diese 
Staaten im Rahmen eines koordinierten Hilfssystems 
bei der Unterstützung von betroffenen Menschen en-
gagieren können. Deutschland übernimmt gemein-
sam mit Australien im Sommer 2016 den Vorsitz der 
Initiative für Gute Praktiken für Geber humanitärer 
Hilfe (Good Humanitarian Donorship initiative), der 
rund 42 Staaten angehören. Auch in diesem Rahmen 
werden wir die Umsetzung der Selbstverpflichtungen 
gestalten und auf mögliche neue Partner zugehen. 

Die Bundesregierung setzt die in Istanbul gemach-
ten Selbstverpflichtungen bereits um und arbeitet da-
bei eng mit nationalen und internationalen Partneror-
ganisationen sowie mit von Krisen und Katastrophen 
betroffenen Menschen zusammen. Der humanitären 
Hilfe sind jedoch Grenzen gesetzt: Humanitäre Hilfe ist 
kein Ersatz für politische Lösungen.
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